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Roland Schulte Varendorf - siehe Anlage

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschließt:

Bei der Beantragung von Ausnahmegenehmigungen nach § 46 StVO prüft die Stadt Köthen (Anhalt) 
über die bestehenden Möglichkeiten hinaus die Einführung von Parkerleichterungen für 
Handwerksbetriebe und Dienste aus der Gesundheitsbranche im Stadtgebiet.

Gesetzliche Grundlagen:



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

siehe Anlage
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Für die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen sind sowohl der Landkreis als auch die 


Gemeinde zuständig.  


 


Ausnahmetatbestände regelt § 46 StVO, darin heißt es auszugsweise: 


 


(1) Die Straßenverkehrsbehörden können in bestimmten Einzelfällen oder allgemein für 
bestimmte Antragsteller Ausnahmen genehmigen: 


§ 46 StVO   Zuständigkeit 


Nr. 1  
von den Vorschriften über die Straßenbenutzung  
 


 


Nr. 2  
vom Verbot, eine Autobahn oder eine Kraftfahrstraße 
zu betreten oder mit dort nicht zugelassenen 
Fahrzeugen zu benutzen 
 


 


Nr. 3  
von den Halt- und Parkverboten  
 


Landkreis 


Nr. 4  
vom Verbot des Parkens vor oder gegenüber von 
Grundstücksein- und -ausfahrten  
 


Gemeinde 


Nr. 4a  
von der Vorschrift, an Parkuhren nur während des 
Laufens der Uhr, an Parkscheinautomaten nur mit 
einem Parkschein zu halten 
 


Gemeinde 


Nr. 4b  
von der Vorschrift, im Bereich eines Zonenhaltverbots 
(Zeichen 290.1 und 290.2) nur während der dort 
vorgeschriebenen Zeit zu parken 
 


Gemeinde 


 


Antragsbezogen kann die Stadt Köthen (Anhalt) als örtliche Straßenverkehrsbehörde  
ausschließlich Ausnahmegenehmigungen im Zusammenhang mit Parkvorschriften an 
Parkscheinautomaten und Parkuhren erteilen sowie Bewohnerparkausweise, die sich 
innerhalb der geschlossenen Ortschaft auf die Gemeinde- und sonstige öffentlichen Straßen 
beziehen, ausstellen. 


Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung bedingt eine vorherige sorgfältige Abwägung. 
Nach den Verwaltungsvorschriften ist eine Ausnahme in dringenden Einzelfällen zulässig, 
wenn Interessen der Allgemeinheit nicht entgegenstehen. Die Erteilungsgründe einer 
Ausnahmegenehmigung müssen dem öffentlichen Interesse an einem Verbot oder Gebot, 
von welchem befreit werden soll, überwiegen.   
 
Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn durch eine öffentliche Veranstaltung der 


erforderliche Parkraum dafür entzogen werden muss oder Baumaßnahmen die Nutzung 


einschränken. 


 



https://dejure.org/gesetze/StVO/Anlage_2.html#Zeichen290.1

https://dejure.org/gesetze/StVO/Anlage_2.html#Zeichen290.2
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Sofern im Vorfeld mit der erworbenen Ausnahmegenehmigung auch bereits die tatsächlich 


anfallenden Parkgebühren entrichtet wurden, steht diesem aus Sicht des Fachamtes nichts 


entgegen. Insofern würden die entsprechenden Berufsgruppen von der Verpflichtung einen 


Parkschein zu ziehen und diesen gut sichtbar im Fahrzeug zu platzieren, entbunden.  


Damit kann einer vorübergehende Erleichterung für die Pflegedienste Rechnung getragen 


werden.  Dabei sollte jedoch der Grundsatz beibehalten werden, dass die bewirtschafteten 


Parkflächen grundsätzlich als Kurzzeitparkflächen zur Verfügung stehen sollen und nicht 


dauerhaft durch Pflegedienstfahrzeuge/Handwerksfirmenfahrzeuge blockiert werden. Nur so 


kann verhindert werden, dass Kunden und Besuchern der Innenstadt die Möglichkeit des 


zentralen Parkens genommen wird.  


 


Die Systemrelevanz der von den Anträgen umfassten Berufsgruppen ist unbestritten, jedoch 


nicht abschließend.  


 


Ein genereller Verzicht auf Parkgebühren wird ausdrücklich abgelehnt, sofern damit die 


Privilegierung bestimmter Berufsgruppen einhergeht. Der Gleichbehandlungsgrundsatz 


findet weiterhin Anwendung. 


 


Der weiterführende Antrag der CDU Fraktion beinhaltet in erster Linie eine Variante der 
Parkerleichterung in Anlehnung an Leipzig und Chemnitz. 
 
Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung unterliegt sowohl in Leipzig als auch in Chemnitz 
den strengen Anforderungen des § 46 StVO und setzt eine Einzelfallprüfung mit 
Interessenabwägung voraus. Für die Erteilung der Ausnahmegenehmigung ist in Leipzig 
eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 250,00 Euro zu entrichten. Für den Fall, dass Antrag 
abzulehnen ist, entstehen Verwaltungsgebühren in Höhe von 187,50 Euro. 
 
Bei Erteilung der Ausnahmegenehmigung erhält der Antragsteller eine Art Scheckheft, aus 
denen sich der „falschparkende“ Handwerker einen Parkausweis ausreißt und an die 
Windschutzscheibe legt. In Leipzig sind 50 Abreißcoupons enthalten, so dass einmal 
„Falschparken“ 5,00 Euro kostet - in Chemnitz sind 20 Einzelgenehmigungen für 61,32 Euro 
erhältlich, so dass einmaliges „Falschparken“ ungefähr 3,00 Euro kostet. 
Die „Scheckhefte“ sind in ihrer Gültigkeit beschränkt. In Leipzig beläuft sich die Gültigkeit  auf 
drei Jahre – in Chemnitz ist es ein Jahr. 
 
 In beiden Städten weicht die Anzahl der Handwerksbetriebe (im Vergleich zu Köthen 
(Anhalt)) deutlich nach oben hin ab.  
 
Für Köthen sind vergleichbare Modelle denkbar, unter Beachtung folgender Gesichtspunkte: 
 
Grundsätzlich sind die Straßen nur für den normalen Verkehr gebaut. Eine 
Ausnahmegenehmigung zu erteilen, ist daher nur in besonders dringenden Fällen 
gerechtfertigt. An den Nachweis solcher Dringlichkeit sind strenge Anforderungen 
zu stellen. Erteilungsvoraussetzungen dürfen nur dann als amtsbekannt behandelt 
werden, wenn in den Akten dargetan wird, worauf sich diese Kenntnis gründet. 
Die Sicherheit des Verkehrs darf durch eine Ausnahmegenehmigung nicht 
beeinträchtigt werden; sie ist erforderlichenfalls durch Auflagen und Bedingungen 
zu gewährleisten. Auch Einbußen der Flüssigkeit des Verkehrs sind auf solche 
Weise möglichst zu mindern. 
Die straßenrechtlichen Vorschriften über Sondernutzungen sind zu beachten. 
Hat der Inhaber einer Ausnahmegenehmigung die Nichtbeachtung von 
Bedingungen und Auflagen zu vertreten, so soll ihm grundsätzlich keine neue 
Ausnahmegenehmigung erteilt werden. 
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Vor der Erteilung einer Ausnahmegenehmigung sollen die beteiligten Behörden 
gehört werden, wenn dies bei dem Zweck oder dem Geltungsbereich der 
Ausnahmegenehmigung geboten ist. 
Dauerausnahmegenehmigungen sind auf höchstens drei Jahre zu befristen. Sie 
dürfen nur widerruflich erteilt werden. 


 


Eine dezidierte wirtschaftlich orientierte Handhabung des leipziger und/oder chemnitzer 


Modells, konnte zwischenzeitlich nicht abschließende erarbeitet werden. Die Verwaltung 


empfiehlt eine vorherige Bedarfsabfrage und Bedarfsermittlung. 


 


Das Ergebnis dieser Abfrage wird zum Zeitpunkt der nächsten regulären Stadtratssitzung im 


September vorgestellt. 
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von vom  lfd. Nr.


Betreff


wird behandelt in am 


Vorlagen-Nr.


□ ja □ nein Deckungsvorschlag


für Stellungnahme zuständig


Bearbeitungsfrist für Stellungnahme


□ ja □ nein


□ ja □ nein


Höhe (geschätzt)
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Stellungnahme der Verwaltung zum 


Antrag auf einen Tagesordnungspunkt
zur Beratung in der Dezernenten-


beratung am _________________


Deckungsvorschlag umsetzbar


Sachkonto


Haushaltsmittel in laufendem 


Haushaltsjahr _____ vorhanden


Stellungnahme der Verwaltung:


Haushaltsmittel erforderlich


Produkt


Untersachkonto
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zur Stellungnahme der Verwaltung zum Antrag auf einen Tagesordnungspunkt





		ja: Off

		nein: On

		Deckungsvorschlag: 

		Haushaltsjahr: 

		Fraktion oder Stadtratsmitglied: CDU Fraktion

		Datum: 02.07.2020

		StR-Antr-JJJJ-00: StR-Antr-2020-08

		Betreff: Parkerleichterungen

		Datum des Gremiums: 23.07.2020

		Gremium: StR

		Datum DR: 13.07.2020

		Vorlagen-Nr: 2020075

		Höhe (geschätzt): 

		Dezernat/Amt/Abteilung: D3

		Bearbeitungsfrist für Stellungnahme: 

		ja2: Off

		nein2: Off

		ja3: Off

		nein3: Off

		Produkt: 

		Sachkonto: 

		Untersachkonto: 

		Stellungnahme der Verwaltung: Es galt eine Handlungsempfehlung der oberen Straßenverkehrsbehörde des Landes Sachsen-Anhalt zur Verfahrensweise im Zusammenhang mit Sonderparkrechten für medizinische Berufe während der Corona-Pandemie (und darüber hinaus). Danach konnten die ambulanten Pflegedienste eine Ausnahmegenehmigung zum Parken beantragen.

Gemäß der Handlungsempfehlung sind für die damit verbundenen verwaltungsbehördlichen Tätigkeiten entsprechende Kosten nach der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr zu erheben. 




		weiter Stellungnahme der Verwaltung: Die Berechnung dieser Gebühr würde sich beispielsweise nach dem Gebührenrahmen, der für Parkscheinautomaten gilt, richten. Die Tagesgebühr während der gebührenpflichtigen Zeiten beträgt 7,00 €. Da die Gebührenpflicht sich auf die Wochentage Montag bis Freitag bezieht, ergeben sich im Monat durchschnittlich 20 gebührenpflichtige Tage. Die Monatsgebühr würde somit 140 € betragen. Damit wäre es dem Erlaubnisnehmer möglich, mit einem Fahrzeug an allen gebührenpflichtigen Parkscheinautomaten täglich zu parken, ohne einen Parkschein zu lösen.  Dabei ist es unerheblich, welchen parkscheinpflichtigen Standort er wählt oder diesen über den Tag verteilt mehrfach wechselt. 

Bisher wurde von der Möglichkeit der Beantragung einer Ausnahmegenehmigung im Zuständigkeitsbereich der Stadt Köthen (Anhalt) noch nie Gebrauch gemacht. 

Die Erteilung der entsprechenden Ausnahmen können beim Landkreis Anhalt-Bitterfeld und bei der Stadt Köthen (Anhalt) formlos beantragt werden. Die Zuständigkeiten regelt das Gesetz zur Fortentwicklung der Verwaltungsgemeinschaften und zur Stärkung der kommunalen Verwaltungstätigkeit vom 13. November 2003. Gem. § 1 Nr. 4 heißt es dort:
Die Gemeinden sind zuständige Behörden: 

4. im Geschäftsbereich des Ministeriums für Bau und Verkehr:
unbeschadet der allgemeinen Zuständigkeit der Landkreise und kreisfreien Städte als untere Straßenverkehrsbehörden nach § 44 Abs. 1 Satz 1 der Straßenverkehrs-Ordnung in Verbindung mit § 5 Abs. 1 der Landkreisordnung und § 11 der Gemeindeordnung für die Aufgaben nach § 44 Abs. 1 Satz 1 der Straßenverkehrs-Ordnung , soweit sie § 45 Abs. 1 bis 1 d, 3, 4 und 6 bis 8 Satz 1 sowie § 46 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 4 bis 4 b, 9, 10 und 12 der Straßenverkehrs-Ordnung betreffen und sich innerhalb geschlossener Ortschaften auf die Gemeinde- und sonstige öffentlichen Straßen im Sinne von § 3 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 des Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt beziehen. Ferner bezieht sich diese Zuständigkeit der Gemeinden auch auf Verkehrsflächen, die zwar nach dem Straßenrecht nicht die Eigenschaft einer öffentlichen Straße besitzen, jedoch öffentliche Verkehrsflächen im Sinne des Straßenverkehrsrechts sind. Die Gemeinden erfüllen diese Aufgaben als örtliche Straßenverkehrsbehörden im übertragenen Wirkungskreis. Die Landkreise als untere Straßenverkehrsbehörden sind Fachaufsichtsbehörden der kreisangehörigen Gemeinden als örtliche Straßenverkehrsbehörden. 

Für die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen sind sowohl der Landkreis als auch die Gemeinde zuständig. 
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Hinweise zur Beantragung von Ausnahmegenehmigungen gemäß § 46 Abs. 1 Straßen-
verkehrs-Ordnung (StVO) in besonderen Härtefällen zum Parken in Bewohnerpark-
bereichen für Gewerbetreibende, Freiberufler und andere Anlieger 


 
Einen Anspruch auf Erteilung einer Parkerlaubnis sieht die StVO ausschließlich für Bewohnerin-
nen und Bewohner von Bewohnerparkgebieten vor. Alle weiteren Interessengruppen können sich 
nur ausnahmsweise von Regelungen der StVO befreien lassen. Da grundsätzlich kein Rechtsan-
spruch besteht, müssen Ausnahmen in besonderen Härtefällen immer im Einzelfall geprüft wer-
den. Wer nachweisen kann, dass das Fahrzeug unerlässlich für den Betrieb ist und nicht außer-
halb des öffentlichen Verkehrsraumes auf privaten Stellflächen abgestellt werden kann, kann 
eine Ausnahmegenehmigung erhalten. Für diese individuelle Entscheidung muss sich das in der 
Stadt Leipzig für die Erteilung dieser Genehmigungen zuständige Sachgebiet daher einen Über-
blick über die jeweilige Betriebssituation verschaffen, um die Zahl der neben den Bewohnerinnen 
und Bewohnern konkurrierend Parkenden möglichst gering zu halten. 
 
Für die Beantragung müssen Sie folgende Unterlagen vorlegen: 


 einen formlosen und unterschriebenen Antrag inkl. der Erläuterung über die Fahrzeugnutzung 
und deren Wichtigkeit für den Betrieb (siehe unten) 


 eine Kopie der Zulassungsbescheinigung Teil I des/der Fahrzeuge(s), für das/die die Ge-
nehmigung(en) gelten soll(en) 


 eine Kopie der Gewerbeanmeldung oder des Handelsregisterauszugs  
 bei Freiberuflern eine Bestätigung der Kammer  
 einen Nachweis über den Betriebssitz (Kopie des Kauf- oder Mietvertrags)  
 Bildmaterial vom Fahrzeug und den zu transportierenden Gegenständen  
 
Bei der Begründung Ihres Antrags sollten Sie deshalb insbesondere auf folgende Punkte 
eingehen: 


 Wie gestaltet sich der Betriebsablauf? 
 Welche Gegenstände/Produkte werden in welcher Menge transportiert? 
 Für welche Fahrzeuge werden die Ausnahmegenehmigungen beantragt? 
 Gibt es gewerbespezifische Einbauten in den Fahrzeugen? 
 Wie häufig müssen Transporte durchgeführt werden? 
 Wie weit sind die nächsten auch ohne Ausnahmegenehmigung nutzbaren Parkmöglichkeiten 


entfernt? 
 Ist die Anmietung eines Kfz-Stellplatzes zumutbar? Wenn nein, aus welchen Gründen nicht? 
 Wurde sich um die Anmietung einer Parkmöglichkeit bemüht? 
 
Die Beantragung ist so vorzunehmen, wie es auf der Website der Stadt Leipzig für Erteilung von 
Ausnahmegenehmigungen für Gewerbetreibende in Bewohnerparkbereichen unter dem Punkt 
„Ablauf und Verfahren“ beschrieben ist. 
 
Wir weisen nochmals darauf hin, dass für die Beantragung von Ausnahmegenehmigungen nach 
§ 46 Abs. 1 StVO eine ausführliche Begründung unter Darlegung der zwingenden Notwendig-
keit des regelmäßigen Abstellens eines Fahrzeugs in einem Bewohnerparkbereich erforderlich 
ist. 
 
Bei der Erteilung einer Ausnahmegenehmigung für ein Fahrzeug wird eine Verwaltungsgebühr 
für ein Jahr in Höhe von 250,00 Euro zzgl. Auslagen erhoben. Im Falle einer Ablehnung belaufen 
sich die Verwaltungsgebühren auf 187,50 Euro pro beantragtem Fahrzeug. Die Gebühren ent-
stehen gemäß § 1 i. V. m. § 4 Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr mit der An-
tragstellung. 



http://www.leipzig.de/genehmigungen
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